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22.03.1950  
DDR: Die politischen Häftlinge des gefürchteten Internierungslagers Bautzen protestieren am 
22. März 1950 in einem Brief gegen die unmenschlichen Haftbedingungen im sog. "gelben 
Elend".  
Entlassene Häftlinge des Internierungslagers Bautzen schmuggeln damals folgenden Brief in 
die Bundesrepublik Deutschland (x126/197-202):  
>>Liebe Freunde! 
Nachdem alle Protestschritte der Insassen des Lagers Bautzen keine Besserung der Verhältnis-
se bewirkt haben, richten wir diesen Notschrei und Hilferuf an die Weltöffentlichkeit.  
Wir, das sind mehr als 6.000 Häftlinge, davon 1.000 Tbc-Kranke wenden uns an Euch und 
bitten, unseren Brief der Öffentlichkeit bekanntzugeben. Diese 6.000 Menschen vegetieren 
unter unmenschlichen Verhältnissen und warten auf den Tod. 
... Bei Übergabe des Straflagers von der sowjetischen an die deutsche Verwaltung betrug die 
Belegschaftsstärke der acht Säle ... durchschnittlich 400 Mann. Diese Überbelegung der Säle, 
wobei jedem Insassen eine Schulterbreite von ca. 34 cm als Schlaffläche auf den Holzprit-
schen zugebilligt wurde, hat infolge der immer schlechter werdenden Ernährung zu einer Er-
höhung der Tbc-Krankenziffer um 15 % geführt.  
Der schon ohnehin geschwächte Körper ist, nachdem die Verpflegung unter deutscher Regie 
noch einmal wesentlich schlechter wurde, dem Verfall völlig preisgegeben. ... Der Häftling 
hat in den hiesigen Massenunterkünften bei diesen Hungersätzen keine Aussicht auf Erhaltung 
der Gesundheit und des Lebens. Die Tbc-Krankenziffern steigen täglich. ... Die Ansteckungs-
gefahr ist gewaltig. Die morgendliche und abendliche Zählung wird in Kehrtstellung, mit dem 
Rücken zum Zählenden vorgenommen, denn selbst die Aufsichten fürchten sich vor Anstek-
kung. Selbst die geringe Tbc-Zusatzverpflegung, die die Sowjets in den Konzentrationslagern 
in Einzelfällen gewährten, wurde hier gestrichen. ... 
In der Landesstrafanstalt Bautzen, in der normalerweise ca. 1.200 Häftlinge untergebracht wa-
ren, sind zur Zeit über 6.000 Menschen zusammengepfercht, die unschuldig unter Vorgabe 
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unsinniger Gründe und Verdächtigungen durch sowjetische Militärtribunale zu durchschnitt-
lich 25 Jahren Zwangsarbeit verurteilt wurden.  
Alle wurden verhaftet oder entführt und sind, ohne daß die Angehörigen etwas über ihren 
Verbleib erfuhren, von einem Tribunal ohne Verteidiger, Staatsanwalt und ohne Zeugen, unter 
Hinzuziehung eines Dolmetschers, der kaum deutsch sprach, entgegen jeder Rechtsauffassung 
verurteilt worden. 
Wir sind heute noch zu 350 und 400 Häftlingen in Sälen von 33 x 12 Metern untergebracht, 
deren vergitterte Fenster bis oben hin mit Blechblenden verschlossen sind. Als Waschschüs-
seln dienen alte Brotkästen. Seife gab es seit 3 Monaten keine. Die Fingernägel müssen wir 
abbeißen oder an zersprungenen Fensterscheiben abschleifen. Für die Zehennägel steht (für 
alle) eine alte Kneifzange zur Verfügung. 3 Toiletten, die oft ohne Wasserzuführung sind, 
kein Toilettenpapier, keine Zahnbürste, kein Fieberthermometer im Saal. Wenig, fast gar kei-
ne Medikamente in einer offenen Pappschachtel. Bei greller Beleuchtung harren wir von Tag 
zu Tag auf eine Erlösung. 
Die Kleidung zerfällt am Leibe. Nadeln, Faden, Flicklappen und Stopfzeug sind verboten. Die 
Ergänzung der unbrauchbaren Wäsche ist völlig ungenügend. Selbst die Zustellung von Ost-
zonenzeitungen, die zur politischen Umerziehung der Häftlinge geliefert wurden, ist seit dem 
1. März 1950 unterblieben, von Papier, Bleistift oder Büchern ganz zu schweigen.  
Die Jugendlichen, die zum Teil mit 14 Jahren eingekerkert wurden, sind körperlich zurückge-
blieben und geistig und moralisch verkommen. Sie haben keine Möglichkeit der Weiterbil-
dung und sind mit ihrem unterernährten Körper den Seuchen und Krankheiten besonders aus-
gesetzt. 
Die Verbindung mit den Angehörigen ist nicht mehr möglich. Am 12. Dezember 1949 ging 
die letzte Post von hier ab, nachdem seit Mai 1949 ein paar Briefe an die Angehörigen ge-
schrieben werden durften.  
Die Wachtürme – neben der ca. 5 Meter hohen Mauer und dem vierfachen Stacheldraht, der 
elektrisch geladen ist, sind jetzt mit deutschen Volkspolizisten besetzt, die mit den Karabinern 
Anschlagübungen auf die Häftlinge vornehmen. Der tägliche Spaziergang von 30 Minuten 
muß in völligem Schweigen durchgeführt werden, zu je 8 Mann eingehakt, in genau angemes-
senen Entfernungen. Ein großer Teil der Insassen besitzt nur noch Reste von Schuhen und 
kann deshalb den Raum überhaupt nicht mehr verlassen.  
Das Essen muß mit uralten, z.T. durchlöcherten, übelriechenden Holzbottichen aus der Küche 
geholt werden und wird aus den verschiedenen Schüsseln mit rohen Holzlöffeln eingenom-
men. Das Brot wird mit Holzmessern zerkleinert.  
Als Liegestätten gibt es Reihenholzpritschen in unzureichender Anzahl. Die uralten dreckigen 
Strohsäcke sind nur noch mit Strohmehl gefüllt. Die Pritschen sind mit Ungeziefer, Wanzen 
und Flöhen verseucht. Eine Ungezieferbekämpfung gibt es nur dem Namen nach.  
... Das Rote Kreuz und andere internationale Organisationen, die das Streben nach Mensch-
lichkeit als ihr oberstes Ziel ansehen, sollen Zutritt zu diesem Elendslager fordern. ... 
In unserer heutige Zeit, die mindestens dieselbe ist, wie sie seit 5 Jahren in den Konzentrati-
onslagern der sowjetischen Besatzungszone bestand, wenden wir uns an die westdeutsche Öf-
fentlichkeit und das Weltgewissen.  
Wir bitten alle Zeitungen und Rundfunkstationen, die Öffentlichkeit auszuklären und uns in 
die Erinnerung aller freien Menschen zurückzurufen. Wir richten diesen Appell an die 
Menschlichkeit all derer, die sich dem unmenschlichen Regime, das hier am Tode und der 
Verzweiflung Tausender schuldig ist, nicht beugen wollen. Wir rufen die Menschen des We-
stens auf, denen zu helfen, die unschuldig in die Maschen der kommunistischen Terrorjustiz 
geraten sind. 
WIR RUFEN DEN WESTEN! ... 
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DRINGENDE HILFE TUT NOT! Wenn nicht schnellstens geholfen wird, gehen wir alle 
zugrunde. 16.000-18.000 hat diese gelbe Elendslager bis heute an Todesopfern gekostet. Täg-
lich kommen neue Opfer hinzu. 
Wir rufen das Internationale Rote Kreuz und alle anderen internationalen Hilfsorganisationen!  
Wir rufen alle Vereinigungen, Verbände, Gruppen, Parteien!  
Wir rufen die kirchlichen und karitativen Verbände!  
Wir wenden uns an alle freien und hilfsbereiten Menschen! 
Helft uns!  
Noch sind Tausende von unschuldigen Menschen zu retten.  
Wir hoffen auf Euch! ...<<  
25.03.1950 
Ungarn: Der Ministerrat der Volksrepublik Ungarn beschließt am 25. März 1950 eine Ver-
ordnung betreffend die Aufhebung der Anwendung der im Zusammenhang mit der Umsied-
lung der deutschen Bevölkerung Ungarns erlassenen Einschränkungsverfügungen (x008/-
105E-106E): >>Die Wiederherstellung der Gleichberechtigung der in Ungarn verbliebe-
nen Volksdeutschen. 
Verordnung Nr. 84/1950 (III. 25.) M. T. des Ministerrates der Volksrepublik Ungarn, betref-
fend die Aufhebung der Anwendung der im Zusammenhang mit der Umsiedlung der deut-
schen Bevölkerung Ungarns erlassenen Einschränkungsverfügungen. 
(Verwaltungsordnungsnummer: 5.122., 5.530. und 8120.) 
§ l 
1) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung finden die im Zusammenhang mit der Umsiedlung der 
deutschen Bevölkerung Ungarns erlassenen Einschränkungsverfügungen keine Anwendung 
mehr. 
2) Die im Sinne der im Absatz (1) erwähnten Verfügungen, bereits vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung durchgeführten behördlichen Maßnahmen bleiben in Kraft, und aus ihnen können 
weder Schadensersatz- oder sonstige Ansprüche hergeleitet werden. 
3) Strafrechtliche oder Verwaltungsverfahren, die wegen eines Verstoßes gegen die in Absatz 
(1) erwähnten Verfügungen vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung eingeleitet wurden, sind 
ebenso wie die in ihrem Verlauf bereits ergangenen Beschlüsse oder getroffenen Maßnahmen 
nicht länger durchführbar. 
§ 2 
Der betroffenen Person ist gemäß § l Absatz (1) ein sich in ihrem tatsächlichen Besitz befind-
liches Grundstück, das nicht größer als zehn Katastraljoch ist, zu belassen. 
§ 3 
1) Alle Personen, die unter die Bestimmungen der Umsiedlungsverfügungen fallen, ohne um-
gesiedelt worden zu sein, ebenso wie diejenigen, die zwar umgesiedelt worden sind, die sich 
aber im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung in Ungarn aufhalten und gemäß der 
einschlägigen Verfügungen ihrer Meldepflicht entsprochen haben, sind ungarische Staatsan-
gehörige und mit den übrigen in jeder Hinsicht gleichberechtigte Bürger der ungarischen 
Volksrepublik. 
2) Denjenigen Personen, die unter die Bestimmungen der Umsiedlungsverfügungen fallen, 
ohne daß auf sie die in Absatz (1) festgelegten Voraussetzungen zutreffen, kann der Innenmi-
nister in schutzwürdigen Fällen die ungarische Staatsangehörigkeit verleihen, wenn sie sich 
als hierfür würdig erweisen. Entsprechende Anträge sind innerhalb von 6 Monaten nach In-
krafttreten dieser Verordnung über den ersten Beamten eines kommunalen Selbstverwal-
tungsverbandes bzw. über eine ungarische Auslandsvertretung einzureichen. 
Doby István m. p., der Vorsitzende des Ministerrates. 
Übersetzt aus "Magyar Közlöny" Nr. 52 vom 25. März 1950, S. 402 ff.<< 
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Die Aussiedlung der Volksdeutschen wird damit offiziell eingestellt, denn sie werden wieder 
zu ungarischen Staatsbürgern erklärt. Diese Gleichstellung wirkt sich für die Deutschen je-
doch verhängnisvoll aus, weil sie als ungarische Staatsangehörige keine Ausreisegenehmi-
gung erhalten. Da jetzt weder eine Aus- noch Einreise möglich ist, gibt es zunächst keinen 
Weg mehr, um auseinandergerissene Familien wieder zusammenzuführen (x008/69E-70E). 
31.03.1950  
DDR: Im gefürchteten DDR-Zuchthaus Bautzen ("dem sog. gelben Elend") protestieren am 
31. März 1950 mehrere tausend politische Häftlinge gegen die unmenschlichen Haftbedin-
gungen (x126/197): >>Wir haben Hunger! ... Freiheit! ... Wir rufen das Rote Kreuz! ...<<  
Nach Abbruch der Protestaktion stürmen DDR-Polizeieinheiten das Zuchthaus, um die Häft-
linge mit Gummi- und Holzknüppeln zu bestrafen.  
März 1950  
Polen, Ostdeutschland: Im Rahmen der sog. "Aktion Link" werden von März 1950 bis Ende 
1951 fast 44.000 Deutsche aus getrennten Familien zusammengeführt und nach Westdeutsch-
land geholt (x001/154E).  
Die polnischen Behörden halten sich allerdings nicht an die Vereinbarungen. Meistens werden 
nicht die angeforderten Personen auswiesen, sondern oft handelt es sich um Kranke, Alte oder 
aus anderen Gründen arbeitsunfähige Deutsche (x001/155E). 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtet im Jahre 1954 
über das Schicksal der zurückgebliebenen Deutschen in Polen und in den polnisch verwalteten 
Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie (x001/154E-157E): >>... Infolge des Abstoppens der 
Ausweisungen kam es zu zahlreichen gewaltsamen Trennungen von Familienangehörigen. 
Frauen blieben in Polen oder Ostdeutschland zurück, deren Männer bei ihrer Rückkehr aus der 
Kriegsgefangenschaft nach Mittel- oder Westdeutschland gekommen waren, und zahlreiche 
Deutsche, selbst Kinder, wurden nun als wichtige Arbeitskräfte in Polen und den polnisch 
verwalteten deutschen Ostgebieten festgehalten, obwohl ihre engsten Angehörigen schon lan-
ge ausgewiesen waren.  
Um diesen Zustand zu beheben, haben britische Behörden unter Mitwirkung des Deutschen 
Roten Kreuzes die sog. "Aktion Link" in die Wege geleitet mit dem Ziele, die getrennten Fa-
milien zusammenzuführen. Im Rahmen dieser Aktion, die von März 1950 bis Ende 1951 an-
dauerte, sind noch einmal fast 44.000 Deutsche über die Oder-Neiße-Linie nach Westdeutsch-
land gekommen. Allerdings haben die polnischen Behörden auch hier nicht die Vereinbarung 
eingehalten, indem sie meist nicht die angeforderten von ihren Angehörigen in Westdeutsch-
land getrennten Personen auswiesen, sondern in der Mehrzahl Kranke, Alte oder aus anderen 
Gründen arbeitsunfähige Deutsche, auf deren Verbleiben in den polnisch verwalteten Ostge-
bieten sie wenig Wert legten.  
Seit dem Ende der Aktion Link sind nach Westdeutschland und offenbar auch nach der sowje-
tischen Besatzungszone nur noch ganz vereinzelt Deutsche über die Oder-Neiße-Linie nach 
Westen gekommen. ... 
Nachdem 1950/51 mit den letzten größeren Ausweisungstransporten aus Polen und den pol-
nisch verwalteten Gebieten die Ausweisung der Deutschen zum Stillstand gekommen war und 
Hunderttausende von Deutschen schon vorher infolge der katastrophalen Lebensverhältnisse, 
unter denen sie besonders in den Jahren 1945 und 1946 zu leben hatten, zugrunde gegangen 
waren, blieb von der Bevölkerung deutscher Staatsangehörigkeit, die bei Kriegsende in den 
Reichsgebieten östlich der Oder-Neiße gelebt hatte, und von den Deutschen, die ehemals in 
Danzig und in Polen ansässig gewesen waren, noch insgesamt etwa eine Million zurück. 
Gegenüber diesen Menschen, von denen ein kleiner Teil auf Grund der Zugehörigkeit zum 
polnischen Volkstum oder zur polnischen Sprachgemeinschaft freiwillig die polnische Staats-
bürgerschaft angenommen hatte, wurde nun nach Abschluß der Ausweisung in erhöhtem Ma-
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ße die Politik der Zwangsoptionen aufgenommen, durch die die noch im Lande befindlichen 
Deutschen dem polnischen Staat eingegliedert werden sollten. 
Noch im Dekret der polnischen Regierung vom 28. April 1946 war daran festgehalten wor-
den, daß die polnischen Bürgerrechte nur denjenigen Personen ehemaliger deutscher Staatsan-
gehörigkeit zustanden, deren polnische Volkszugehörigkeit nachgewiesen werden konnte und 
die gegenüber dem polnischen Volk und Staat eine "Treueerklärung" geleistet hatten.  
Da sich nur sehr wenige von den damals noch im Lande befindlichen Personen deutscher 
Staatsangehörigkeit als Polen fühlten und von der Möglichkeit, die polnische Staatsbürger-
schaft zu erlangen, Gebrauch machten, haben die polnischen Behörden vielerorts versucht, 
allen denen die polnische Staatsbürgerschaft aufzuzwingen, die sie auf Grund irgendwelcher 
äußerst fragwürdiger Voraussetzungen, etwa weil sie polnisch klingende Namen besaßen oder 
weil sie polnische Sprachkenntnisse hatten, als autochthone Polen reklamieren zu können 
glaubten. –  
Später wurden diese verzweifelten Versuche, einen beachtlichen Teil der noch in ihrer Heimat 
lebenden Deutschen als Polen zu deklarieren, jedoch fallen gelassen. Durch das Dekret vom 8. 
Januar 1951 wurde verordnet, daß allen Personen ehemals deutscher Staatsangehörigkeit, die 
sich noch in Ostdeutschland befinden, gleich ob sie deutscher oder polnischer Volkszugehö-
rigkeit sind, ob sie polnisch oder deutsch sprechen, die polnische Staatsbürgerschaft zusteht.  
Auf Grund dieser Bestimmung erhöhte sich überall in den polnisch verwalteten Gebieten Ost-
deutschlands der auf die Deutschen ausgeübte Druck, für Polen zu optieren. Wie viele Deut-
sche diesem Druck inzwischen nachgegeben haben ist gegenwärtig kaum feststellbar.  
Sicher ist jedoch, daß sehr viele von ihnen noch heute eine Annahme der polnischen Staats-
bürgerschaft verweigern, weil sie fürchten müssen, damit endgültig die Aussicht auf ein Ent-
rinnen aus einem ideologisch und national fremden Staatsgebilde und ihren Anspruch auf eine 
Zusammenführung mit ihren in Mittel- oder Westdeutschland lebenden Angehörigen zu ver-
lieren. Vom Roten Kreuz allein wurden bisher insgesamt 204.000 Deutsche aus Polen und den 
polnisch verwalteten deutschen Ostgebieten registriert, die ihre Überführung nach Deutsch-
land beantragt haben.  
Eine solche Entwicklung konnte von der polnischen Regierung auch dadurch nicht aufgehal-
ten werden, daß sie die Diskriminierungen der Deutschen aufhob und zuließ, daß heute in 
manchen Gegenden und Orten Schlesiens und Pommerns wieder regelmäßige deutsche Got-
tesdienste abgehalten werden und deutsche Schulen wiedererrichtet sind, was zweifellos dar-
auf hinzielte, die Deutschen zum Bleiben und zur Annahme der polnischen Staatsbürgerschaft 
zu bewegen. 
Aus alledem wird deutlich, wie sehr sich die Situation gegenüber 1945 in ihr Gegenteil ver-
kehrt hat. Waren die Polen damals an einer möglichst schleunigen Vertreibung interessiert, so 
sehen sie sich heute dazu gezwungen, entweder durch Drohungen oder durch Entgegenkom-
men die Deutschen als Staatsbürger zu gewinnen.  
Indem die Leiter des polnischen Staates durch ihre Maßnahmen zu erkennen geben, daß sie 
die radikale Vertreibungspolitik - aus welchen Gründen auch immer - selbst nicht mehr gut-
heißen, wird in sehr eindringlicher Weise deutlich, daß die Vertreibung der ostdeutschen Be-
völkerung in jeder Hinsicht eine politische Fehlentscheidung war. Sie brachte unsägliches 
Leid und erschreckend hohe Menschenverluste über ein Volk, belastete eine ganze Nation, ja, 
ganz Europa und die westliche Welt mit dem schier unlösbarem Problem der Vertriebenen 
und schadete im letzten Grunde auch dem polnischen Volk mehr, als es ihm nutzte.  
Die Vertreibung hat damit längst aufgehört, ein internes deutsches Problem zu sein; sie ist zu 
einer Frage geworden, die die politische und soziale Ordnung und Sicherheit der ganzen west-
lichen Welt gefährdet. ...<< 
Wlodzimierz Borodziej (Prof. für Zeitgeschichte an der Universität Warschau und polnischer 
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Co-Vorsitzender der deutsch-polnischen Schulbuchkommission) schreibt später über die Um-
siedlung der Deutschen aus den Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie (x294/103): >>... Nach 
1951 handelte es sich um noch kleinere Gruppen, die im Rahmen der Familienzusammenfüh-
rung nach Deutschland ausreisten; die Umsiedlung wurde jetzt von dem staatlichen Touristik-
unternehmen "Orbis" durchgeführt. Die Ausreise über die im Stalinismus dicht geschlossene 
Grenze war zu einem Privileg geworden und sollte es im Wesentlichen bis in die späten acht-
ziger Jahre hinein bleiben. ...<< 
02.04.1950 
BRD: Walter Müller-Bringmann berichtet am 2. April 1950 über das Grenzdurchgangslager 
Friedland (x123/110): >>2. April 1950. Die Transporte aus den polnisch besetzten Gebieten 
rollen. Menschen, Menschen kommen in Friedland an. ... 
Aber wo sollen sie wohnen? Wer vermag sie zu kleiden? Wie werden sie ihren Unterhalt ver-
dienen? 
Und die vielen alten Leute ... Wer wird für sie sorgen?  
Millionen von Flüchtlingen und Vertriebenen sind bereits in den Westzonen aufgenommen 
worden.  
Und immer weiter fließt der große Strom von Ost nach West.<< 
06.04.1950  
DDR: Die politischen Häftlinge des gefürchteten Internierungslagers Bautzen protestieren am 
6. April 1950 in einem weiteren Brief gegen die unmenschlichen Haftbedingungen im sog. 
"gelben Elend".  
Entlassene Häftlinge des Internierungslagers Bautzen schmuggeln damals folgenden Brief in 
die Bundesrepublik Deutschland (x126/203-210):  
>>Bautzen, den 6. April 1950 
Deutsche Männer und Frauen! 
Zum zweiten Male rufen wir Euch, rufen wir jeden, der noch Anspruch auf die Bezeichnung 
Mensch erhebt, aus dem gelben Elendsbau in Bautzen um Hilfe. Erhört unseren dringenden 
Notschrei, denn wir haben nach der Absendung des ersten Berichtes Furchtbares erlebt!  
Am 31. März, an dem wiederum von Tausenden unschuldiger Menschen in ihrer Angst vor 
dem Hunger, vor der Tuberkulose, in ihrer unermeßlichen seelischen Qual und Ungewißheit 
um das Schicksal ihrer Angehörigen ein Notschrei aus der äußersten Verzweiflung in die Öf-
fentlichkeit hinausgeschrien wurde, wurden wir von der Meute der entmenschten Volkspolizei 
mit grausamster Brutalität niedergeschlagen. 
Alte und Junge, Kranke und Invaliden. Opfer des Faschismus und Kriegsversehrte wurden 
derart mit Gummiknüppeln, Koppeln und Fußtritten bearbeitet, daß Hunderte mit schweren 
Kopfverletzungen, Knochenbrüchen, Blutergüssen und Verrenkungen darniederliegen.  
Die entmenschten Polizisten, die auch diesmal unter dem Kommando von Polizeirat Schulz 
standen und die durch Hinzuziehung einer an der tschechischen Grenze stationierten Alarm-
einheit verstärkt worden waren, gingen bei dieser blutigen Aktion vollkommen planmäßig 
vor, indem sie jeweils in einen abgeschlossenen Saal eindrangen - in dem bis zu 400 Mann auf 
kleinstem Raum zusammengepfercht leben müssen - und dort in der allerbrutalsten, gemein-
sten Art und Weise die Kranken, von Hunger geschwächten, wehrlosen Menschen durch die 
Gänge trieben, zur Tür hinausprügelten und die Treppe hinunterstürzten.  
Selbst die diensthabenden Gefängnisärzte, die sich schützend vor die Gefangenen stellten, 
wurden rücksichtslos mit Gummiknüppeln niedergeschlagen, dann tobte sich der 'Mut' der 
blauen Banditen selbst an den Schwerkranken in viehischer Weise aus.  
Die Hilfeleistung der Saalärzte an bewußtlos im Saal und auf der Treppe liegenden Inhaftier-
ten wurde von Polizeirat Schulz mit der satanisch-zynischen Bemerkung begleitet "Laßt die 
Hunde verrecken!"  
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Man darf die Anzahl der Verletzten mit etwa zwei Drittel der Gesamtbelegschaft annehmen.  
Noch einmal, unter diesen Bedingungen vielleicht zum letztenmal, rufen wir die ganze zivili-
sierte Welt, wenden wir uns an die Gerechtigkeit und Menschlichkeit einer demokratischen, 
besseren, freien Welt, noch einmal entrollen wir vor der Öffentlichkeit die Vorgänge von 
Bautzen. 
Nachdem in den ersten Tagen des Februar dieses Jahres die deutsche Verwaltung das Gefan-
genenlager Bautzen übernommen hatte, in dem etwa siebentausend Unschuldige schmachten, 
begann sie ihr Regime mit einer Kürzung der Lebensmittelrationen.  
Die Verpflegung bestand nun: Frühmorgens aus heißem Wasser mit vereinzelten Nudeln, mit-
tags aus einer Futterrunkelbrühe, eingesäuerten Mohrrüben oder Kartoffelschalensuppe mit 
Sauerkrautfäden.  
Die Tuberkulose, die schon vorher als Schreckgespenst vor den Häftlingen gestanden hatte, 
wütete mit jedem Tage stärker, Medikamente waren praktisch nicht vorhanden, die sanitären 
Einrichtungen in einem Zustande, der es jedem erlaubte, sich auszurechnen, wann er dem 
würgenden Tod oder dem Hunger zum Opfer fallen würde.  
Wie unsagbar schlecht, wie katastrophal die sanitären Zustände und der Gesundheitszustand 
der Häftlinge waren und sind, geht wohl am eindeutigsten aus der traurigen Tatsache hervor, 
daß bei der Übernahme des Lagers kein Amtsarzt sich bereit erklärte, weder Behandlungen 
und Betreuung noch etwa gar die Verantwortung für diese sechstausend zum größten Teil 
schwerkranken, behandlungsbedürftigen Insassen zu übernehmen, und daß selbst heute noch 
die ärztliche Behandlung allein in den Händen von gefangenen Ärzten liegt, denen lediglich 
ein Sanitätswachtmeister beigegeben ist. 
Schwebt den Amtsärzten der DDR vielleicht das Schicksal der Ärzte in den ehemaligen Kon-
zentrationslagern der Nazis vor Augen? 
Die Volkspolizei sperrt die Post; die Zeitungslieferungen wurden eingestellt; jede kulturelle 
Betätigung innerhalb der einzelnen Säle ist verboten. Wir Häftlinge wurden als Verbrecher 
beschimpft, die Zählungen in Kehrtstellung durchgeführt. 
So wurde die Belegschaft des Lagers ganz systematisch in eine Angstpsychose hineingetrie-
ben, die sich noch ganz erheblich steigerte, als selbst sechs Wochen nach der Übernahme 
durch die deutschen Organe sich keiner der zuständigen Offiziere oder Verwaltungsbeamten 
dazu hatte bewegen lassen, auch nur mit einem Wort sich über die rechtliche Lage der Inhaf-
tierten zu äußern. 
Die Saalältesten und die Vertrauensleute wiesen immer und immer wieder in dringlichen 
Meldungen und beschwörenden Appellen die verantwortlichen Stellen auf diese Angstpsycho-
se vor Hunger und Tbc hin.  
In wiederholten Schreiben baten sie den Kommandeur, doch mit einigen aufklärenden Worten 
über den Fortgang der Dinge diese seelisch vollkommen zugrunde gerichteten Menschen zu 
beruhigen. Immer wieder wurde darauf hingewiesen, daß die jahrelange unmenschliche Haft 
mit ihren grausamen Bedingungen die Menschen vollkommen seelisch zermürbt und zerstört 
hatte. 
Es war alles vergebens; es rührte und regte sich nichts. Hunger, Tbc und seelische Qualen 
trieben die Menschen zum Äußersten. Am 13. März rissen sie die Fenster auf und schrien ihre 
Not, ihre Angst und ihr Elend, schrien damit aber auch zugleich die Schande und die Schmach 
dieses Regimes in die Öffentlichkeit. 
Diese Rufe mußten den Machthabern grausam in den Ohren gegellt haben, denn schon am 
nächsten Tage gaben Inspektoren, hohe Offiziere, Verwaltungsbeamte und Minister einander 
die Türklinke in die Hand, und am 16. März erschien in den einzelnen Sälen eine deutsch-
russische Offizierskommission.  
Während die russischen Offiziere lediglich die Versicherung abgaben, nicht nur in Karlshorst, 
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sondern auch den Herren Pieck und Grotewohl unsere Lage eingehend zu schildern und eine 
Klärung herbeizuführen, versprachen die deutschen Polizeioffiziere - vor allem der traurig 
berüchtigte Polizeirat Schulz - das Blaue vom Himmel. Aufbesserung der Verpflegung, Ver-
legung der Jugendlichen, Arbeitsmöglichkeit für alle, Erneuerung der Bekleidung, sofortige 
Postzustellung, die Möglichkeit zu schreiben und unbeschränkt Pakete zu empfangen, Zahn-
bürsten, Kämme, Seife sollten ausgegeben werden usw. Bautzen schien sich mit einem Male 
in ein Erholungslager verwandeln zu wollen.  
Wer aber die Herren bei ihren Versprechungen ansah, konnte ihnen die befohlenen und be-
wußten Lügen vom Gesicht ablesen, und am deutlichsten dokumentierte sich die Wut und 
Angst in den Worten des Polizeirats Schulz: "Sie sollen alles haben, aber schreien Sie um 
Gottes willen nicht wieder." 
Wir Häftlinge schrien nicht wieder. Wir hatten Verständnis mit verwaltungstechnischen 
Schwierigkeiten, wir waren auch nicht so gemein wie unsere Wärter; denn wir glaubten – so-
gar nach all den Jahren der Gemeinheiten und der Quälereien - an das Wort eines deutschen 
Beamten. 
Aber wiederum geschah gar nichts. Das Hungern ging weiter, Tuberkulose herrschte, die Lage 
verschärfte sich noch, als deutsche Volkspolizisten von den Wachtürmen herab Anschlag-
übungen auf uns Inhaftierte vornahmen, als das Essen sich von Tag zu Tag noch mehr ver-
schlechterte und als laufende Neuzugänge die qualvolle Enge noch steigerten, die Seuchenge-
fahr vergrößerten. 
Diese armen Opfer, diese schwer Tuberkulosekranken, wurden auf offenen Lastwagen hier 
eingeliefert, so daß bei der Ankunft schon ein Toter zu beklagen war und am gleichen Tage 
noch zwei Inhaftierte verstarben. 
Wieder waren es die Gefangenen selbst, die in zahlreichen schriftlichen und mündlichen Ge-
suchen um eine Unterredung mit einem der verantwortlichen Männer nachsuchten. Nichts 
geschah.  
Zum erneuten Male wurden die Menschen in einen Zustand getrieben, der ihnen den Genick-
schuß oder die Gaskammer als humanitärer, weil schnellere und schmerzlosere Methoden er-
scheinen ließ! 
Um alle, aber auch restlos alle Möglichkeiten auszuschöpfen, wendeten sich die einzelnen 
Säle sogar an die höchsten Stellen in der DDR, unabhängig voneinander richteten sie auf dem 
Dienstwege an die verschiedenen Regierungsstellen der DDR Gesuche und baten um Abstel-
lung der unmöglichen - weil zum Tode von tausenden Unschuldiger führenden - Zustände; 
baten um Klärung ihrer rechtlichen Stellung und vor allem um ein ordentliches Gerichtsver-
fahren, das ja nur ihre Unschuld beweisen konnte. 
Als wiederum Tage und Wochen vergingen, ohne daß das Geringste erfolgte, genügte nun-
mehr eine Geringfügigkeit, um aus dieser Situation eine spontane Kundgebung hervorgehen 
zu lassen. 
Am 31. März dieses Jahres schlug dann die Verzweiflungsstimmung um, wehrten sich ... Tau-
sende gegen den immer näher rückenden Würgeengel Tbc und den Hungertod, schrien sie 
zum zweiten Male ihre Angst, Not und Pein in die Welt hinaus. 
Am Mittag hatte man uns wieder eine stinkende dünne Runkelbrühe vorgesetzt; zu gleicher 
Zeit 'durfte' jeder Häftling eine Karte mit dem vorgeschriebenen Text schreiben:  
"Liebe(r) ... !  
Teile Euch mit, daß Ihr mir innerhalb acht Wochen einmal schreiben könnt und auch ich Euch 
in dieser Zeit einmal schreibe. Besuchs- und Paketempfang zur Zeit noch nicht gestattet. 
Herzlichen Gruß! ..." 
Dieser neue Wortbruch, diese neue Gemeinheit führte endlich zu den Vorgängen des 31. 
März. 
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Wiederum wurden spontan die Fenster aufgerissen, wiederum gellten die tausendfachen 
Schreie und Sprechchöre den Kerkermeistern und Henkersknechten entgegen, wiederum 
schrien 6.000 gequälte, halbverhungerte Menschen all ihre Not in eine Welt, von der allein sie 
sich Hilfe versprachen! 
Und wenn auch weit über die Hälfte aller Häftlinge diesen Hilfeschrei mit schweren Verlet-
zungen, mit Schmerzen und mit Blut bezahlen mußten, wenn auch die 172 Volkspolizisten 
mit ihren 16 Offizieren in Gegenwart höchster, goldbetreßter Herren, die sich dieses erheben-
de Schauspiel nicht entgehen lassen wollten, ihren Mut bewiesen und uns wehrlose Menschen 
derartig zusammenschlugen, daß noch heute die Opfer mit ausgeschlagenem Auge, bewußtlos 
und der Sprache beraubt mit zerschlagenen Knochen darniederliegen, ja, selbst wenn noch 
einige von uns diesen Einsatz mit ihrem Leben bezahlen müßten, da sie bei dieser Behandlung 
und Kost kaum den Blutverlust ersetzen können, so haben wir, so hat die gesamte Welt doch 
das Angesicht dieses Regimes als Fratze des Teufels erkannt. 
Die Repräsentanten dieser Schandrepublik der DDR selbst stürmten mit Gummiknüppeln in 
der Hand die Säle und Zellen, in denen die Häftlinge ruhig auf ihren Pritschen saßen, sie 
selbst knüppelten alte, weißhaarige Männer nieder; sie schrien ihren Männern immer wieder 
zu: "Schlagt vor allem die Jugendlichen zusammen! Schlagt die Verbrecher tot!" 
Freie Menschen in Deutschlands Westen!  
Wenn Ihr nur einen Blick in unsere Säle hättet werfen können, nur einen einzigen Blick wäh-
rend dieser schmachvollen Vorgänge, wenn Ihr gesehen hättet, wie alte Männer, die ein Le-
bensalter schon im Dienste der Gemeinschaft standen oder für die sozialistische Bewegung 
sich eingesetzt hatten, nicht nur körperlich, sondern auch seelisch vollkommen zusammenbra-
chen, als sie von 18- bis 20jährigen politisch zuverlässigen Bestien den neuen Sozialismus 
eingeprügelt bekamen, wenn Ihr gesehen hättet, wie man die Kranken von den Liegestätten 
herunterwarf und blindwütig mit Gummiknüppeln auf sie einschlug, dann würdet Ihr, freie 
Menschen, mit grenzenlosem Entsetzen und namenloser Empörung vor diesem Verbrechen 
stehen, vor diesem Verbrechen gegen die Menschlichkeit, begangen fünf Jahre nach der Be-
seitigung des Regimes, dessen es würdig wäre. 
Genossen und Parteifreunde! 
Deutsche Menschen diesseits und jenseits der Grenzen! In unserer namenlosen Verzweiflung 
und Not wenden wir uns an Euch, wir wenden uns an alle Parteien und Organisationen! An 
die kirchlichen Verbände und Religionsgemeinschaften! 
Wir wenden uns an den Kampfbund gegen die Unmenschlichkeit und das Ministerium für 
Wiedervereinigung! 
Wir wenden uns an das Rote Kreuz und die Liga für Menschenrechte! 
Wir wenden uns an alle Demokraten, an alle Menschen in einer freien Welt:  
Hört unseren Schrei! 
Hört den Schrei der 6.000 gequälten und hungernden Gefangenen, die in Euch ihre allerletzte 
Hoffnung sehen, die von Euch Rettung für sich und ihre Familien ersehnen. 
Hört uns und helft uns!  
Helft den Tausenden von Unschuldigen, die als Opfer einer blutigen Tyrannei schon 20.000 
ihrer Kameraden in der Erde verscharren mußten! 
Hört uns, Genossen der SPD!  
Tausende Eurer Genossen wurden von den Banditen der Einheitspartei ermordet, hört die 
Überlebenden und helft ihnen. 
Hört uns, Freunde der CDU, LDPD!  
Eure besten Mitglieder sind es, die hier brutal und systematisch zu Tode gequält werden, weil 
sie es gewagt hatten, für ihre Partei einzutreten! 
Hört uns, ihr Menschen jenseits der deutschen Grenze! 
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In der allerhöchsten Not schreien wir zu Euch!  
Schon einmal habt Ihr Legionen Unschuldiger, Gequälter vom Tode errettet, duldet nicht, daß 
zum zweiten Male unersättliche Machtgier, niedrigste animalische Instinkte und teuflische 
Mordlust sich an aufrechten Menschen austoben!  
Menschen in allen Ländern! Erhört uns! Prangert diese Verbrecher und ihre viehischen Will-
kürakte an! 
Ruft durch Eure gesamte Presse die anständigen Menschen auf zum Kampf gegen dieses Un-
termenschentum! 
Schickt unseren Schrei der Not und Verzweiflung durch Draht und Radio durch alle Welt! 
Genossen! Freunde! Menschen!  
6.000 beschwören Euch! Hört den Aufschrei dieser Gemarterten! 
Jeder Tropfen Blut, der hier vergossen wurde, muß brennen im Gewissen der Menschheit, 
muß brennen als Schandfleck eines Blutregimes!  
Duldet nicht länger, daß Verbrecher und Mörder ihre sadistischen Triebe an Unschuldigen 
austoben! Laßt es nicht zu, daß nach der braunen jetzt die rote Diktatur mit denselben Metho-
den jede Menschlichkeit niederknüppelt und finsteres Mittelalter nochmals zur Herrschaft 
gelangt! 
Erhört unseren Notschrei!  
Hört ihn, alle, die Ihr noch Menschenantlitz tragt und die Ihr noch einer menschlichen Regung 
fähig seid!  
Hört und helft uns. Legt diesen Unmenschen, legt diesem Blutregiment das Handwerk!  
Genug des unschuldig vergossenen Blutes! Genug der Opfer, die im Kampfe gegen Willkür 
und Diktatur, gegen Sklaverei und Knechtschaft fielen! Genug der Opfer, die hinter Stachel-
draht in elenden Baracken, in Zellen und Gaskammern, in Konzentrationslagern hingemordet 
wurden! Genug der Opfer, die Hunger, Seuchen und Tuberkulose grinsend hinwegrafften! 
Genug der unschuldigen Toten! Nicht mehr Tod und Vernichtung, Leben und Aufbau sollen 
regieren! 
Wir rufen die gesamte zivilisierte Welt!  
Wir wollen nicht dem Hunger und der Tuberkulose zum Opfer fallen! 
Wir wollen nicht langsam verrecken wie hilfloses Vieh! 
Wir rufen die freien Menschen in aller Welt! 
Wir wollen arbeiten, aufbauen, leben! 
Wir wollen der Freiheit in der ganzen Welt zum Siege verhelfen! 
Erhört uns, Brüder und Schwestern in der ganzen Welt! 
Helft uns!<< 
Herbert Wehner (1906-1990, von 1949-1983 SPD-Abgeordneter des Bundestages) liest diesen 
zweiten Brief aus Bautzen im Mai 1950 während des SPD-Parteitages in Hamburg vor.  
16.04.1950 
BRD: Die Zeitschrift "Stern" fordert am 16. April 1950 (x043/128): >>... Schluß mit den 
Bomben auf Helgoland  
Helgoland, einst das Juwel unter den Nordseeinseln, gleicht heute einer Mondlandschaft. 
Menschenhand hatte dem roten Felsen Glanz verliehen; Menschenhand vernichtete ihn.  
Schon 1945 mußten die Einwohner unter Zurücklassung aller privaten Habe die Insel räumen. 
1947 wurden die Befestigungsanlagen in die Luft gejagt; ein Rauchpilz wuchs in die Wolken, 
der seinesgleichen nur bei Atomexplosionen hatte.  
Und was damals noch übrigblieb, dessen nahmen sich dann die Bomben an, Bomben in tief-
stem Frieden. Helgoland wurde zur Zielscheibe der Royal Air Force. 
Jetzt nach 3 Jahren, hat die britische Regierung zum ersten Mal eine zeitweilige Unterbre-
chung des Bombardements angeordnet.  
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Dieser Beschluß erfolgte, nachdem Helgoländer Fischer gegen die Bombardierung ihres Fried-
hofes protestiert hatten, und dieser Protest von dem konservativen Abgeordneten Professor 
Savory im Unterhaus vorgetragen wurde. ... 
Mit der dauernden Einstellung des Bombardements und der Erlaubnis zur Wiederbesiedlung 
der Insel würde eine jener sinnlosen Hypotheken aufgekündigt, die das deutsch-englische 
Verhältnis fast unerträglich belasten, und deren Zinsen nur von radikalen Kräften eingestri-
chen werden.  
Noch ist es nicht zu spät. Doch die Zeit drängt. Denn die Insel Helgoland wird zwar nie wie-
der ein "Gibraltar des Nordens" sein. Aber sie könnte leicht zum "Stalingrad für die britische 
Besatzungspolitik" werden.<< 
19.04.1950  
Rumänien: Die rumänische Regierung beschließt am 19. April 1950 ein Dekret über die Ver-
staatlichung bestimmter Immobilien (x007/178E-179E): >>Das Immobilien-Enteignungs-
Dekret. 
Dekret Nr. 92/1950 über die Verstaatlichung bestimmter Immobilien. 
Art. I. Zur Festigung und Entwicklung des sozialistischen Sektors in der Wirtschaft der Ru-
mänischen Volksrepublik; 
zur Sicherung einer besseren Bewirtschaftung des Wohnungsbestandes, der entwertet wird 
durch die Sabotage der Großbourgeoisie und der Ausbeuter, die eine große Anzahl von Im-
mobilien besitzen; 
um den Ausbeutern ein wichtiges Mittel der Ausbeutung aus der Hand zu nehmen; 
werden diejenigen Immobilien verstaatlicht, die in den beigefügten, in der Kanzlei des Mini-
sterrats unter Nr. 543 vom 14. April 1950 registrierten Listen aufgeführt sind, die ein Bestand-
teil dieses Dekrets darstellen und bei deren Zusammenstellung nach folgenden Gesichtspunk-
ten verfahren wurde: 
1. Bebaute Immobilien, die den ehemaligen Industriellen, den ehemaligen Gutsbesitzern, den 
ehemaligen Bankiers, den ehemaligen Großhändlern und allen anderen Elementen der Groß-
bourgeoisie gehören. 
2. Bebaute Immobilien, die den Ausbeutern des Wohnraumes gehören. 
3. Hotels mit ihrem gesamten Inventar. 
4. Im Bau befindliche Immobilien, die zum Zweck der Ausbeutung errichtet werden sollten, 
jedoch von ihren Eigentümern aufgegeben wurden, wie auch das zum Weiterbau bestimmte 
Baumaterial, gleich wo es gelagert ist. 
5. Durch Einwirkung von Erdbeben oder den Krieg beschädigte oder zerstörte Immobilien, die 
zum Zwecke der Ausbeutung gebaut, jedoch von ihren Eigentümern nicht instand gesetzt bzw. 
wieder aufgebaut wurden. 
Art. II. Von den Bestimmungen dieses Dekrets werden nicht berührt und somit nicht verstaat-
licht diejenigen Immobilien, die Arbeitern, Beamten, Kleinhandwerkern, intellektuellen Pro-
fessionisten und Rentnern gehören. 
Art. III. Die verstaatlichten Immobilien gehen als Besitz des gesamten Volkes in das Eigen-
tum des Staates über, ohne jegliche Entschädigung und frei von Lasten oder realen Rechten 
jeder Art. 
Art. IV. Unter Immobilien sind im Sinne dieses Dekrets sowohl der Boden mit den Aufbauten 
als auch die darin enthaltenen Einrichtungen mit samt dem vorhandenen für den Unterhalt des 
Baues erforderlichen Werkzeug zu verstehen. 
Art. V. Immobilien, die dem Ehemann, der Ehefrau oder den minderjährigen Kindern gehö-
ren, sind, soweit es sich um die Anwendung dieses Dekrets handelt, als nur einem Eigentümer 
gehörend anzusehen. 
Art. VI. Mit Wirkung dieses Dekrets tritt der Staat in alle Rechte der ehemaligen Eigentümer 
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ein. 
Die Mieter der verstaatlichten Immobilien, einschließlich der ehemaligen Inhaber, die in die-
sen Immobilien wohnen, werden vom Zeitpunkt der Verstaatlichung an Mieter des Staates. 
Art. VII. Die mit Wirkung dieses Dekrets verstaatlichten Immobilien gehen in die Verwaltung 
des Provisorischen Ausschusses des Volksrats der Gemeinden über, auf deren Gebiet sie sich 
befinden. 
Art. VIII. Wer die einer Verstaatlichung unterworfenen Güter oder Einrichtungen beschädigt, 
zerstört oder veräußert, wie auch derjenige, der die in diesem Dekret vorgesehene Verstaatli-
chung hintertreibt oder zu hintertreiben versucht, wird mit 5-10 Jahren Zwangsarbeit und Be-
schlagnahme seines Vermögens bestraft. 
Art. IX. Die Vergehen gegen dieses Dekret werden gemäß Dekret Nr. 183 vom 30. April 1949 
über die Ahndung der Wirtschaftsvergehen festgestellt, verfolgt und gerichtet. 
Art. X. Die Provisorischen Ausschüsse der Volksräte sorgen dafür, daß die aus diesem Dekret 
entstandenen Rechte des Staates in der gesetzlich vorgeschriebenen Form eingetragen werden. 
Art. XI. Mit der Ausführung dieses Dekrets wird die Staatliche Kommission für die Anwen-
dung des Volksrätegesetzes betraut. 
Art. XII. Dieses Dekret tritt mit dem Zeitpunkt seiner Veröffentlichung in Kraft. 

 
Übersetzt aus "Buletinul Oficial", Nr. 36/1950 vom 20. April 1950, S. 465 ff.<< 
DDR: Das SED-Regime verkündet am 19. April 1950 das "Gesetz der Arbeit" (Veröffent-
lichung des Arbeitsgesetzbuches). 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über das "Arbeitsgesetz-
buch" der SBZ (x009/30): >>... Als Grundlage der rechtlichen Regelung des Arbeitsverhält-
nisses werden die Arbeiter- und Bauernmacht, das sozialistische Eigentum an den Produkti-
onsmitteln und die Planwirtschaft bezeichnet.  
Das Recht auf Arbeit wird in die Pflicht zur Arbeit umgedeutet. Der FDGB wird Schule des 
Sozialismus (Marxismus-Leninismus) und allseitiger Vertreter der Interessen der Werktätigen 
genannt, wobei die Interessen der Arbeitnehmer mit den Interessen des staatlichen Arbeitge-
bers und der SED identifiziert werden. ...  
Das Lohnsystem wird auf das Leistungsprinzip gegründet. Erhöhung des Arbeitslohnes und 
der Verkürzung der Arbeitszeit wird von der Erhöhung der Arbeitsproduktivität abhängig ge-
macht.  
Weitere Kapitel enthalten Bestimmungen über die Arbeitsdisziplin und die Regelung von Ar-
beitsstreitigkeiten durch Konfliktkommissionen und Arbeitsgerichte.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Konfliktkom-
missionen" in der SBZ (x009/223-224): >>Seit 1953 bestehen in den Betrieben und Verwal-
tung Konfliktkommissionen.  
Sie hatten ursprünglich nur die Aufgabe, Arbeitsstreitigkeiten im Betrieb zu entscheiden. Sie 
setzten sich aus 4 Mitgliedern zusammen, von denen je zwei von der Betriebsleitung und der 
Betriebsgewerkschaftsleitung (BGL) bestellt wurden. Ihre Beschlüsse mußten einstimmig ge-
faßt werden. Kam ein Beschluß nicht zustande, konnte das Arbeitsgericht angerufen werden. 
...  
Auf dem 4. Plenum des ZK der SED forderte Ulbricht, den Konfliktkommissionen größere 
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Verantwortung und größere Rechte zu übertragen. Ohne gesetzliche Grundlage wurden dar-
aufhin in vielen Betrieben erweiterte Konfliktkommissionen gebildet, die sich mit Verstößen 
gegen die sozialistische Arbeitsmoral, gegen die Arbeitsdisziplin und mit kleineren kriminel-
len Delikten, die mit dem Betrieb im Zusammenhang standen, befaßten. ... 
In die Zuständigkeit der Konfliktkommission fällt nunmehr die Entscheidung über Verstöße 
gegen die sozialistische Moral und die Arbeitsdisziplin. Sie behandelt ferner Einsprüche ge-
gen Disziplinarmaßnahmen der Betriebsleitung, Streitfälle mit der Sozialversicherung über 
kurzfristige Barleistungen und mit der Kasse der gegenseitigen Hilfe. Wie bisher, entscheidet 
sie über Arbeitsstreitigkeiten im Betrieb.  
Ferner hat die Konfliktkommission über strafbare Handlungen zu entscheiden, soweit diese 
wegen ihres geringen Grades der Gesellschaftsgefährlichkeit nicht vor den Strafgerichten zu 
verhandeln sind (geringfügige Fälle von Diebstahl, Betrug, Unterschlagung zum Nachteil ge-
sellschaftlichen Eigentums, Sachbeschädigung, leichte Körperverletzung, Beleidigung), unter 
Voraussetzung, daß sie sich im Betrieb abspielten.  
Die Konfliktkommission kann nur Erziehungsmaßnahmen auferlegen, jedoch keine fristlosen 
Entlassungen anordnen oder Geld- oder Freiheitsstrafen verhängen. Sie können u.a. eine ge-
sellschaftliche Mißbilligung aussprechen, einen Beschuldigten verpflichten, sich beim Ge-
schädigten oder vor dem gesamten Kollektiv zu entschuldigen, und ihn verpflichten, einen 
Schaden durch eigene Arbeit zu beheben. 
Die Konfliktkommissionen werden von der Belegschaft gewählt. ... Die Wahl erfolgt auf 2 
Jahre und soll mit den Gewerkschaftswahlen koordiniert werden. Die Konfliktkommissionen 
bestehen aus 6 Mitgliedern mit 3 bis 6 Vertretern.  
Die Beratungen der Konfliktkommissionen sind öffentlich und sollen im großen Kreis statt-
finden. Auf jeden Fall sollen die Angehörigen des Kollektivs teilnehmen, die mit dem betrof-
fenen Werktätigen zusammenarbeiten. Jeder Betriebsangehörige ist berechtigt, vor der Kon-
fliktkommission seine Auffassung darzulegen. Im übrigen wird die Verhandlung völlig form-
los geführt. Sie findet außerhalb der Arbeitszeit statt.  
Für die Entscheidung genügt jetzt eine Zweidrittelmehrheit. Beschlüsse in Arbeitsstreitigkei-
ten können weiter beim Kreisarbeitsgericht angefochten werden. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Arbeitspolitik" 
in der SBZ (x009/34-36): >>Die kommunistische Arbeitspolitik geht von der Vorstellung aus, 
daß durch die Überführung der Produktionsmittel in Volkseigentum die natürlichen Gegensät-
ze zwischen Kapital und Arbeit aufgehoben seien und die Interessen des "Staates", der als Ei-
gentümer der Produktionsmittel gleichzeitig Arbeitgeber ist und nach den Anweisungen der 
SED die gesamte Volkswirtschaft wie ein Unternehmen plant und leitet, mit denen der Ar-
beitnehmer identisch seien.  
Die Arbeitspolitik ist zur Funktion der Wirtschaftspolitik geworden. Ihr Hauptziel ist wirt-
schaftlicher Natur. Die Produktion soll mit allen Mitteln erhöht werden.  
Der Fürsorgegedanke, im Parteijargon "die Sorge um den Menschen", ist zwar nicht ganz aus-
geschaltet und wird je nach der politischen Situation und vor allem je nach Stimmung der Ar-
beiterschaft mehr oder weniger betont, aber der arbeitende Mensch wird auch dort, wo ihm 
Fürsorge zuteil werden soll, nur als Objekt der Arbeitspolitik behandelt. 
Um Störungen dieser Arbeitspolitik auszuschalten, sind die arbeitenden Menschen ihrer Inter-
essenvertretung beraubt. Die Betriebsräte wurden im Jahre 1948 abgeschafft und an ihre Stelle 
die Betriebsgewerkschaftsleitungen, die unteren Organe des FDGB gesetzt. ... 
Obwohl Art. 14 Abs. 2 der Verfassung das Streikrecht der Gewerkschaften gewährleistet, wird 
es mit der Behauptung verweigert, die Werktätigen könnten nicht gegen sich selbst streiken. ... 
Da der FDGB indessen die Führung der SED vorbehaltlos anerkennt, damit also dem Willen 
des "staatlichen Arbeitgebers" untergeordnet ist, kann er bei Wahrnehmung seiner Aufgaben 
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nicht die Interessen der Arbeitnehmer vertreten, sondern muß die "staatlichen" Interessen vor-
anstellen. 
In einem System ohne echte Interessenvertretung der Arbeitnehmer hat ein autonomes kollek-
tives Arbeitsrecht keinen Platz. ... 
Dem hervorragenden Ziel der Arbeitspolitik, der Erhöhung der Produktion, dienen:  
a) die Vermehrung der Zahl der Arbeitskräfte,  
b) ihr zweckmäßiger Einsatz und  
c) die Erhöhung der Arbeitsproduktivität. 
a) Zur Vermehrung der Arbeitskräfte sollen alle Arbeitsreserven erschlossen werden. Die Zahl 
der weiblichen Arbeitskräfte ist daher ungewöhnlich hoch. Dieses Reservoir ist aber ziemlich 
erschöpft, obwohl weitere Anstrengungen gemacht werden, Frauen für die Produktion zu ge-
winnen. Erwerbsfähige Witwen erhalten keine Rente oder Sozialfürsorgeunterstützung. ... 
Auch Altersrentner sollen nach Möglichkeit noch weiter tätig sein. ... 
c) Die Erhöhung der Arbeitsproduktivität wird als das geeignetste Mittel angesehen, die Pro-
duktion zu steigern, weil sie keine Vermehrung der Arbeitskräfte verlangt und gleichzeitig die 
Gestehungskosten vermindert. ...  
Der Arbeitslohn soll darauf gerichtet sein, die Arbeitsproduktivität zu steigern. Die materielle 
Interessiertheit wird ausgenutzt, indem der Lohn von der Leistung abhängig gemacht wird 
(Leistungslohn, Stücklohn, Prämienzeitlohn, Prämienstücklohn, Objektlohn). Die Löhne wer-
den ergänzt durch Prämien für die Erfüllung und Übererfüllung der Pläne und besondere Lei-
stungen. Bei Stücklohn soll die Erhöhung der Arbeitsnormen zu größeren Leistungen zwin-
gen, da dann nur die Wahl zwischen geringerem Lohn oder Mehrleistung bleibt. Aktivisten 
und Neuerer sollen die Normen in die Höhe treiben. Ihre Leistungen werden für die anderen 
Arbeitnehmer als vorbildlich hingestellt. ... 
... Die Arbeitspolitik geht darauf aus, die körperlichen und geistigen Kräfte der schaffenden 
Menschen immer mehr zu beanspruchen. ... Auch die menschliche Eitelkeit wird in den 
Dienst der Arbeitspolitik gestellt. Auszeichnungen sollen zu besonderen Leistungen anspor-
nen.  
Mit dem sozialistischen Wettbewerb wird die Neigung, Kräfte und Können zu messen, in den 
Dienst der Arbeitspolitik gestellt. Eine strenge Arbeitsdisziplin soll dafür sorgen, daß die Zie-
le der Arbeitspolitik erreicht werden. Meister und Brigadiere haben die Aufgabe, ihre Kolle-
gen zu hohen Leistungen anzutreiben. Durch Produktionspropaganda sollen die Arbeiter be-
einflußt werden, ihre Arbeitskraft und ihre Intelligenz in den Dienst des Regimes zu stellen. 
Das wird "schöpferische Mitwirkung der Werktätigen bei der Erfüllung der Aufgaben und bei 
der Leitung der Betriebe" genannt.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Lohnpolitik" in 
der SBZ (x009/266-267): >>Nach marxistischer Definition ist im Kapitalismus der Lohn "der 
Preis der Ware Arbeitskraft", den der Unternehmer nach Einbehaltung des vom Arbeiter er-
zeugten "Mehr an Wert" (Mehrwert) an den Arbeiter auszahlt; die Lohnarbeit gilt als ein 
Kennzeichen der Ausbeutung, als "Lohnsklaverei".  
In der SBZ arbeiten die Arbeiter und Angestellten zwar auch gegen Lohn bzw. Gehalt, aber 
der Lohn soll hier - so wird von der SED-Propaganda behauptet - eine ganz andere Bedeutung 
als in westlichen Ländern haben. ... Solche und ähnliche Erklärungen ändern nichts an der 
Tatsache, daß auch in der SBZ der Lohn das Maß für geleistete Arbeit ist und im Mittelpunkt 
aller Arbeitspolitik steht. Die wichtigsten Grundsätze der Lohnpolitik der SED sind: 
1. Der Arbeitslohn ist ein wichtiger Hebel zur Steigerung der Arbeitsproduktivität (die SED 
fordert daher Anwendung von Lohnformen, die die Arbeiter praktisch zu einer ständigen Er-
höhung ihrer Arbeitsleistung zwingen). 
2. Die Lohnbemessung soll "der Verwirklichung des ökonomischen Gesetzes der Verteilung 
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nach der Arbeitsleistung" dienen. 
Zur Verwirklichung dieser Grundsätze ihrer Lohnpolitik hat die SED folgendes System der 
Lohnformen eingeführt: 
... Einfacher Zeitlohn (der Lohn wird nach dem Zeitgrundlohn und der Anwesenheitszeit be-
messen).  
Prämienzeitlohn (Verbindung des Zeitlohnes mit einem Prämiensystem). 
Proportionaler Leistungsstücklohn (lohnbestimmend sind der Leistungsgrundlohn und der 
Erfüllungsgrad der Arbeitsnormen). 
Progressiver Leistungslohn (die Entlohnung steigt bei Übererfüllung nicht linear, sondern 
progressiv). 
Prämienstücklohn (Verbindung des Leistungsstücklohnes mit einem Prämiensystem). ... 
Dieses ausgeklügelte System von Lohnformen, das in Verbindung mit den Sozialistischen 
Wettbewerben ausschließlich dazu dient, durch die Intensivierung der Leistungen jedes ein-
zelnen Arbeitnehmers ständig zu steigern, hatte eine unaufhörliche Senkung der Lohnrate, d.h. 
ein Zurückbleiben der Durchschnittslöhne hinter der Entwicklung der Arbeitsproduktivität zur 
Folge. 
Während die Produktivität in der Industrie bis 1960 im Vergleich zu 1955 um 55 % anstieg, 
erhöhte sich der Durchschnittslohn in der gleichen Zeit nur um 25 %. ... Praktisch führte die 
Lohnpolitik der SED dazu, daß die Durchschnittslöhne der Arbeiter und Angestellten eben-
falls hinter der Entwicklung in der Bundesrepublik, und zwar in den letzten Jahren zuneh-
mend, zurückblieben. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über den "FDGB" in der 
SBZ (x009/123-124): >>Abkürzung für Freier Deutscher Gewerkschaftsbund, eine pseudo-
gewerkschaftliche Einheitsorganisation, die sich in voller Abhängigkeit von der SED und vom 
Regime als dem weitaus wichtigsten Arbeitgeber befindet und so außerstande ist, die Interes-
sen der Arbeitnehmer zu vertreten. ...  
Nach § 4 des Arbeitsgesetzbuches fördern die Gewerkschaften "den Kampf um den wissen-
schaftlich-technischen Höchststand, die Aneignung allseitiger Kenntnisse und eine hohe so-
zialistische Arbeitsmoral und Arbeitsdisziplin zur raschen Steigerung der Arbeitsproduktivi-
tät. Sie mobilisieren die ganze Arbeiterklasse und die Intelligenz zur allseitigen Erfüllung der 
Wirtschaftspläne mit dem Ziele der ständigen Verbesserung ihres materiellen und kulturellen 
Lebensniveaus."  
Damit ist der FDGB der wichtigste Gehilfe des staatlichen Arbeitgebers. Beim Juni-Aufstand 
1953 stellte sich die FDGB-Führung gegen die freiheitlichen Arbeiter. 
... Die Wahlen zu den Organen des FDGB stehen völlig unter dem Einfluß der SED, da kein 
Kandidat gegen deren Willen aufgestellt werden kann. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über das "Kollektiv" in 
der SBZ (x009/219): >>Im Parteijargon eine Gruppe, die durch ein gemeinsames, sozialisti-
sches Bewußtsein geeint ist und gemeinsam arbeitet und handelt.  
Eine wesentliche Aufgabe des Kollektivs ist die gesellschaftliche Erziehung, die Erziehung im 
Kollektiv durch das Kollektiv, um das gemeinsame Bewußtsein immer mehr anwachsen zu 
lassen unter Auslöschung jeder individuellen Regung. ...  
Auch Betriebsbelegschaften sind Kollektive, weiter rechnen Brigaden, Zirkel u.a. dazu. An-
lern-Kollektive und Lern-Kollektive werden zur gemeinsamen Lösung von Schulaufgaben in 
wachsendem Umfang gebildet.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Brigade" in der 
SBZ (x009/82): >>Parteijargon für ein aus mehreren Arbeitern bestehendes Kollektiv, das 
nach produktionstechnischen Gesichtspunkten zusammengefaßt ist.  
Meist fällt die Brigade mit der Gewerkschaftsgruppe zusammen. Der Begriff stammt aus der 
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Sowjetunion.  
Leiter der Brigade ist der Brigadier. Seine Funktion ist, die Brigade zu möglichst hohen Ar-
beitsleistungen anzutreiben. Um ihm dazu einen besonderen Anreiz zu geben, bezieht er pro-
zentuale Aufschläge zu seinem Lohn.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Arbeitsdiszi-
plin" in der SBZ (x009/28-29): >>Das Wirtschaftssystem und die Arbeitspolitik der SBZ ver-
langen die bedingungslose Unterwerfung von Arbeitern und Angestellten unter die Befehle 
der Wirtschaftsfunktionäre.  
Schon 1947 wurde deshalb durch den Befehl Nr. 234 für die Betriebe eine Musterdisziplin-
ordnung geschaffen, die der Werkleitung eine autonome Disziplinargewalt übertrug.  
Nach §§ 106-111 des Arbeitsgesetzbuches liegt die Disziplinargewalt in den VEB beim Be-
triebsleiter der Konfliktkommission und wird gemäß den betrieblichen Arbeitsordnungen aus-
geübt. Auch in der Verwaltung wird eine strenge Arbeitsdisziplin verlangt. 
Die Disziplinarmaßnahmen des Arbeitsgesetzbuches sind: Verweis, strenger Verweis, fristlo-
se Entlassung. Die besonderen Disziplinarordnungen kennen außerdem: Versetzung in eine 
minderbezahlte Stellung. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die sozialistische 
"Arbeitsmoral" in der SBZ (x009/32): >>Die SED fordert eine "neue Einstellung zur Arbeit", 
die sich angeblich von der unter dem Kapitalismus herrschenden dadurch unterscheidet, daß 
jeder freiwillig seine Arbeit so gut, in so großer Menge und so pünktlich wie möglich leistet, 
weil dies im eigenen Interesse liege. ...  
Die sozialistische Arbeitsmoral soll das Kernstück des sozialistischen Lebens sein, das die 
Menschen mit sozialistischem Bewußtsein führen. Die Einheit von Arbeit, Leben und Lernen 
auf dieser Grundlage soll durch die Brigaden der sozialistischen Arbeit verwirklicht wer-
den.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über das "Leistungsprin-
zip" in der SBZ (x009/260): >>Nach dem Leistungsprinzip soll die Entlohnung ausschließlich 
nach der Leistung erfolgen.  
§ 39 des Arbeitsgesetzbuches bestimmt: "Für die Arbeit und den Lohn der Werktätigen gilt 
das sozialistische Grundprinzip: Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seiner Leistung. 
Der Arbeitslohn wird nach dem ökonomischen Gesetz der Verteilung nach der Arbeitsleistung 
festgesetzt." 
Das Leistungsprinzip ist damit der wichtigste Grundsatz der Arbeitspolitik zur Erhöhung der 
Arbeitsproduktivität und zur Verbesserung der Qualität der Produktion. Ihm entspricht vor 
allem das Lohnsystem.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Aktivistenbe-
wegung" in der SBZ (x009/19-20): >>Die angeblich freiwilligen, in Wahrheit von SED und 
FDGB gelenkten gemeinsamen Bemühungen von Aktivisten (Arbeiter, dessen Leistungen für 
andere vorbildlich sind) zur Erzielung bestimmter wirtschaftlicher Erfolge, vor allem zur 
Steigerung der Arbeitsproduktivität, zur Senkung der Selbstkosten und zur Verbesserung der 
Qualität der Produktion.  
Die Mittel hierzu sind vor allem angeblich neue Arbeitsmethoden. Eine Aktivistenbewegung 
wird jeweils eingeleitet durch die besondere Leistung eines einzelnen, eines sog. Neuerers, 
selten einer Gruppe. Für diese Leistung werden vorher besonders günstige Bedingungen ge-
schaffen. Diese meist einmalige Leistung wird stets einer neuen Arbeitsmethode zugeschrie-
ben und mit großem Propagandaaufwand zum Vorbild gemacht, dem nachzueifern innerhalb 
von sozialistischen Wettbewerben oder im Rahmen von Selbstverpflichtungen die Pflicht aller 
ist. 
Die Aktivistenbewegung nahm in der Sowjetunion ihren Ausgang mit der Leistung des Berg-
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arbeiters Stachanow, in der SBZ mit der von Hennecke. Ihm folgten zahlreiche andere nach. 
...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über den sozialistischen 
"Wettbewerb" in der SBZ (x009/483-484): >>§ 15 des Arbeitsgesetzbuches bezeichnet den 
Sozialistischen Wettbewerb als die umfassendste Form der Masseninitiative zur Steigerung 
der Arbeitsproduktivität.  
Die Teilnahme am Sozialistischen Wettbewerb sei für jeden Werktätigen "Ehrensache". Der 
Sozialistische Wettbewerb ist sowjetischen Ursprungs. ... In der SBZ wurden 1950 nach Erlaß 
des Gesetzes der Arbeit die ersten sozialistischen Wettbewerbe durchgeführt. 
"Ziele des Sozialistischen Wettbewerbs sind die Beschleunigung des Tempos der sozialisti-
schen Produktion, die weitere Steigerung der Arbeitsproduktivität und die vorfristige Erfül-
lung und Übererfüllung der staatlichen Pläne. Er organisiert die Werktätigen zum Kampf um 
die Einführung fortgeschrittener Arbeitsnormen in der Produktion und für die Erfüllung neuer 
fortgeschrittener Arbeitsnormen". 
Der Sozialistische Wettbewerb wird durchgeführt von Mann zu Mann, von Brigade zu Briga-
de, von Abteilung zu Abteilung. Wettbewerbe von Betrieben gleicher Produktion und von 
Verwaltungen werden zu Leistungsvergleichen ausgestaltet, bei denen die Leistungsfähigkeit 
der einzelnen Betriebe insgesamt oder von Dienststellen verglichen wird. 
Die Träger des Wettbewerbs sind die Aktivisten und Neuerer. Hieraus ergibt sich ein enger 
Zusammenhang mit der Aktivistenbewegung. 
Am Sozialistischen Wettbewerb sollen sich alle Betriebsangehörigen beteiligen. Er wird vom 
FDGB organisiert. 
Die Verpflichtung zum Sozialistischen Wettbewerb wird meist in Gestalt der Selbstverpflich-
tung eingegangen. 
Den Siegern im Sozialistischen Wettbewerb winken materielle Vorteile und Auszeichnungen. 
Die Folge von Sozialistischen Wettbewerben ist sehr oft die Erhöhung der Arbeitsnormen. 
Die Sozialistischen Wettbewerbe führen zu einer ständigen Überbeanspruchung der Arbeiter-
schaft. Wettbewerbe werden auch in der Verwaltung und der Justiz durchgeführt.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Auszeichnun-
gen" in der SBZ (x009/49): >>Zur Würdigung besonderer Verdienste im Sinne der SED wur-
den zahlreiche Auszeichnungen geschaffen.  
Es gibt folgende Gruppen von staatlichen Auszeichnungen: Orden, Preise, Medaillen, Ehrenti-
tel und Wanderfahnen. Die Stiftung ist Sache des Staatsrats und des Ministerrates. Jedoch 
können die örtlichen Organe der Staatsmacht für ihren Bereich Preise und Wanderfahnen stif-
ten. Auch die Massenorganisationen verleihen Auszeichnungen, so der FDGB die Fritz-
Heckert-Medaille, die FDJ die Arthur-Becker-Medaille ...  
Auszeichnungen können verliehen werden an Einzelpersonen und Kollektive ohne Unter-
schied der Staatsangehörigkeit sowie an Betriebe, Institutionen und gesellschaftliche Organi-
sationen und Teile dieser Einrichtungen, wenn sie eine organisatorische Einheit bilden. Ein-
zelheiten und Verleihung regeln Ordnungen über die Verleihung. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über den "Held der Ar-
beit" in der SBZ (x009/178): >>Ehrentitel, der alljährlich am 13.10. an Werktätige verliehen 
wird, "die durch Beharrlichkeit und Mut hervorragende Einzelleistungen erreichen, die für die 
Gesamtheit von Bedeutung sind, eine wesentliche Hebung der Arbeitsproduktivität bewirken 
und für die Allgemeinheit Vorbild und Zielsetzung sind".<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die sozialistische 
"Produktionspropaganda" in der SBZ (x009/340-341): >>... Produktionspropaganda gilt als 
eine der vielfältigsten und wichtigsten Aufgaben der kulturellen Massenarbeit und schließt 
Wandzeitungsarbeit, Betriebsfunk, Sichtagitation, Veranstaltungen mit Lichtbildern und Lehr-
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filmen sowie Vorträge zu Problemen der Produktion, zu wissenschaftlichen Fragen und all-
gemeinbildenden Themen mit ein.  
Vor allem soll Produktionspropaganda die Erfolge der Wissenschaft im kommunistischen La-
ger und die Leistungen der Sowjetwissenschaft in ihren gesellschaftlichen Zusammenhängen 
darstellen, um zu verhindern, daß die technische Entwicklung im kapitalistischen Lager über-
schätzt wird.  
Zweck der Produktionspropaganda ist, "Menschen zu Arbeitstaten für den Sozialismus zu be-
flügeln und ihnen damit das Grundrecht der Menschheit zu geben, nämlich die Freiheit zur 
fortschrittlichen Veränderung der Gesellschaft" (Horst Sindermann im "Neuen Deutschland" 
vom 7.2.1961).  
Die Produktionspropaganda hat vielfältige Formen angenommen, besonders seit Verkündung 
des Siebenjahrplanes 1959. "Siebenmeilenstiefel-, Stafetten- und Kompaßbewegung" sowie 
"Siebenstufenraketen" sind die verbreitetsten, die zur Übererfüllung des jährlichen Planes und 
des Siebenjahrplanes antreiben sollen. ...<< 
21.04.1950 
DDR: Durch das Gesetz vom 21. April 1950 werden der "Tag der Befreiung" (8. Mai) und der 
"Tag der Republik" (7. Oktober) zu Staatsfeiertagen erklärt. 
26.04.1950  
DDR: In Waldheim beginnen am 26. April 1950 die sog. "Kriegsverbrecherprozesse".  
Bis Juli 1950 werden 3.324 Verfahren abgewickelt. 33 Angeklagte verurteilt man zum Tod. 
146 Personen erhalten lebenslängliche Haft. 1.901 Verurteilte müssen für 15-25 Jahre ins 
Zuchthaus. 947 Angeklagte werden zu Haftstrafen von 10-14 Jahren verurteilt. 295 Personen 
erhalten bis zu 9jährige Haftstrafen. Nur 4 Angeklagte spricht man frei (x126/218). 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Schauprozesse" 
in der SBZ (x009/379): >>Schauprozesse, früher offiziell "Prozesse vor erweiterter Öffent-
lichkeit" genannt, sind ein beliebtes Mittel der bolschewistischen Justiz, um abschreckende 
Wirkung auf die Bevölkerung auszuüben (Generalprävention). 
"Die Verhandlungen vor breitester Öffentlichkeit ... können zur Stärkung des allgemeinen de-
mokratischen Rechtsbewußtseins und der Einsicht in die Notwendigkeit, die demokratischen 
Gesetze zu achten, sowie als wirksame Waffe im Kampf um die Festigung unserer demokrati-
schen Ordnung nicht hoch genug eingeschätzt werden" (Max Fechner in: "Neue Justiz" ...). ... 
Später wurde die Taktik in der Organisierung der Schauprozesse verändert.  
An Stelle einer möglichst großen Zuhörerschaft wurden bestimmte Personengruppen zu einem 
Prozeß besonders eingeladen. Der Zutritt zu diesen Schauprozessen ist meist nur gegen Ein-
trittskarten möglich. Gericht und Verhandlungsraum sind durch die Volkspolizei abgesperrt. 
Der Verlauf eines Schauprozesses ist meistens vorher genau abgesprochen. Oft konnte beo-
bachtet werden, daß sich die Angeklagten in ihren Aussagen an vor der Hauptverhandlung 
niedergeschriebene Protokolle hielten.  
Von für die "Bewußtseinsbildung" und Erziehung der Bevölkerung besonders geeignet er-
scheinenden Szenen werden Rundfunk- und Fernsehübertragungen gesendet und Wochen-
schau-Berichte hergestellt. ...<< 
Der deutsche Journalist Karl Wilhelm Fricke berichtet später über die Waldheimer Prozesse 
(x126/216-218): >>Ein Volksschullehrer etwa wurde angeklagt, weil er – ohne daß ein indivi-
dueller Schuldvorwurf erhoben worden wäre – die Schulkinder "im nazistischen Ungeist er-
zogen" haben sollte: 12 Jahre Zuchthaus. 
Ein Journalist, Wirtschaftsredakteur der Wochenzeitschrift "Das Reich" wurde nur darum 
verurteilt, weil er das gewesen war: 12 Jahre Zuchthaus. 
Ein Pfarrer bezichtigt, "die Nürnberger Rassegesetze gefördert" zu haben, indem er Kirchen-
buchauszüge für den von Nazibehörden geforderten sogenannten Ariernachweis ausgefertigt 
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hatte: 15 Jahre Zuchthaus. 
Ein Angehöriger der Waffen-SS, Kriegsfreiwilliger, an Kriegsverbrechen nicht beteiligt, wur-
de nach 4 Jahren Internierung wegen Zugehörigkeit zu einer verbrecherischen Organisation 
verurteilt: 15 Jahre Zuchthaus. 
Einem als Treuhänder nach Polen verpflichteten Wirtschaftsjuristen wurde "Ausplünderung 
der polnischen Wirtschaft" vorgeworfen: 25 Jahre Zuchthaus. 
Ein ehemaliger Landrat in Ostpommern und späterer Bürgermeister in Mecklenburg erhielt 
"wegen Unterstützung der Nazi-Herrschaft" lebenslanges Zuchthaus, ohne daß ein konkreter 
Schuldnachweis auch nur versucht worden wäre. 
Der ehemalige Oberstaatsanwalt Wilhelm Rode, der niemals mit politischen Strafsachen be-
faßt war, teilte seine Verurteilung in einem Brief aus Waldheim ... mit folgenden Worten mit: 
"Bin wegen außerordentlicher Unterstützung der Gewaltherrschaft und Mittäterschaft an den 
insgesamt begangenen Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu 20 Jahren Zuchthaus, Ver-
mögenseinziehung und anderen Nebenfolgen als Hauptverbrecher verurteilt worden. Konkrete 
eigene Vorkommnisse sind mir nicht vorgeworfen." ... 
Der Leiter einer großen Hypothekenbank in Berlin, von Quistrop (der dem Nationalsozialis-
mus ablehnend gegenüberstand), wurde als Reichsbankpräsident angeklagt; der Hinweis auf 
Schacht und Funk nutzte nicht viel. Auf die Frage Quistrops, ob unter diesen Umständen eine 
Verteidigung noch Zweck habe, verneinte der Richter. So konnte sehr rasch das Urteil von 18 
Jahren Zuchthaus gefällt werden. 
Ein alter Offizier hatte in Polen eine Gutsbesitzerin geheiratet und war dorthin übergesiedelt. 
Im Kriege war er als Dolmetscher eingestellt. Ihm wurde vorgeworfen, daß er durch seine Tä-
tigkeit den Feinden des Nazismus geschadet habe. Als er die Frage, ob er auch an der Kristall-
nacht in Berlin mitgemacht habe, verneinte mit dem Hinweis, daß er ja in Polen gelebt habe, 
erklärte der Richter: "Entscheidend ist, daß Sie, wenn Sie in Berlin gewesen wären – bestimmt 
sich daran beteiligt hätten." ... 
Wilhelm Hochstetter, der als Fabrikdirektor in Leipzig Ehrenkonsul von Haiti war, wurde vor-
geworfen, daß er diese Stelle dazu benutzt habe, in Haiti für den Nazismus zu werben. Die 
Antwort, daß er nie in Haiti war und daß dieser Staat sich kaum für den Nazismus geeignet 
hätte, schützte ihn nicht vor 15 Jahren Zuchthaus. 
Ein Volkssturmmann wurde nach dem sowjetischen Protokoll angeklagt, daß er eine bestimm-
te Brücke in Görlitz gesprengt habe; auf seinen Hinweis, daß zahlreiche in Waldheim anwe-
sende Kameraden bezeugen, daß diese Brücke noch intakt sei, erklärte der Richter: "Dann ha-
ben Sie jedenfalls eine andere gesprengt." ...<< 
27.04.1950 
BRD: Bundeskanzler Konrad Adenauer schreibt am 27. April 1950 (x095/103-104): >>... Un-
ter Brüning, der gegenüber dem Ausland immer sehr "brav" war, hat man Deutschland nichts 
gegeben.  
Dem Verbrecher Hitler hat man in den ersten Jahren seiner Kanzlerschaft fast alles gegeben, 
was er wollte.  
Diese Erfahrung ist natürlich auch nicht dazu angetan, gegenüber den Alliierten zu vorsichtig 
zu sein.  
Als die Saarfrage unlängst hier so viel Erregung hervorgerufen hat, ist von manchen Leuten 
gesagt worden, Frankreich habe Hitler 1935 die Saar zurückgegeben, dem demokratischen 
Deutschland nimmt es sie ab. ...<< 
April 1950  
USA: S. K. Hornbeck (Leiter der Fern-Ost-Unterabteilung im State Department) berichtet im 
April 1950 über die US-Verpflichtungen gegenüber Formosa - heute Taiwan - (x128/342): 
>>Wir haben vor 22 Jahren die nationalchinesische Regierung ... anerkannt; diese Regierung 
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existiert noch heute, und wir erkennen sie auch noch an. Diese Regierung hat genau wie wir 
der totalitären Aggression Japans Widerstand entgegengesetzt ... (und) leistet wie wir der 
kommunistischen totalitären Aggression Widerstand.  
In dem Konflikt zwischen Demokratie und Totalitarismus, in dem wir uns unausweichlich 
gegen unseren Willen befinden, kann es uns nichts nützen, wenn diese Regierung verschwin-
den würde.<< 
01.05.1950  
BRD: Am 1. Mai 1950 wird die Lebensmittelrationierung aufgehoben und die staatliche Le-
bensmittelbewirtschaftung (seit dem 27.8.1939 Ausgabe von Lebensmittelkarten) in der Bun-
desrepublik Deutschland beendet. 
03.05.1950 
Frankreich:  Der französische Außenminister Robert Schuman (1886-1963) schlägt am 3. 
Mai 1950 den Plan einer westeuropäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vor, der später 
in der Montanunion verwirklicht wird (x243/218): >>... Der Grund für die Überlegenheit (der) 
deutschen (Industrie) ist die deutsche Stahlproduktion zu Preisen, mit denen Frankreich nicht 
konkurrieren kann. ...  
Mit der vorgeschlagenen Lösung wird das Problem der beherrschenden Stellung der deutschen 
Industrie ausgeräumt, deren Fortbestand in Europa Furcht verbreiten würde, eine Quelle stän-
diger Unruhe wäre, schließlich die europäische Einigung vereiteln und abermals den Unter-
gang Deutschlands selbst bewirken müßte.  
Diese Lösung schafft gemeinsame Expansionsbedingungen im Wettbewerb, ohne daß sich 
beherrschende Stellungen ergeben könnten.<< 
04.05.1950  
BRD: Der Deutsche Bundestag beschließt am 4. Mai 1950, weitere 900.000 deutsche Flücht-
linge und Vertriebene aus den Ländern Bayern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein in an-
dere westdeutsche Länder umzusiedeln (x182/218). 
05.05.1950  
UdSSR: Die Sowjetunion kündigt am 5. Mai 1950 die Entlassung von 17.538 deutschen 
Kriegsgefangenen an.  
Mehr als 13.000 deutsche Gefangene bleiben weiterhin in sowjetischen Internierungslagern 
inhaftiert (x126/240). 
Die deutschen Journalisten Paul Carell (1911-1997) und Günter Böddeker (1933-2012) 
schreiben später in ihrem Buch "Die Gefangenen ..." über die Kreml-Mitteilung vom 5. Mai 
1950 (x130/354): >>... Am 5. Mai 1950 veröffentlicht der Kreml eine Mitteilung, in der es 
hieß, daß die letzte Gruppe der Kriegsgefangenen nach Deutschland zurückgeführt worden 
sei: "Damit ist die Entlassung der deutschen Kriegsgefangenen aus der Sowjetunion nach 
Deutschland abgeschlossen". 
Aber auch nach diesem Datum, dem Mai 1950, hielt die Sowjetunion noch ein halbes Hun-
derttausend deutscher Soldaten zurück – nur daß sie diese Männer nun nicht mehr als Kriegs-
gefangene bezeichnete, sondern als Kriegsverbrecher. ...<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung für Kriegsgefangenen-
geschichte berichtet später über das Schicksal der letzten deutschen Kriegsgefangenen in der 
Sowjetunion (x130/358): >>Man schrieb Revisionsgesuche und Begnadigungsgesuche an 
sämtliche in Frage kommenden Minister und Spitzen des Staates. Es kam sogar vor, daß von 
beispielsweise zehn Anklagepunkten fünf aufgehoben wurden; an der Strafe änderte sich 
nichts. Um so größer waren Erstaunen und Verwirrung, als nur wenige Monate nach der Ver-
urteilungsaktion ungefähr ein Drittel der eben Verurteilten im Frühjahr 1950 repatriiert wurde, 
während der Rest in der Hauptsache zu etwa gleichen Teilen im Herbst 1953 und um die Jah-
reswende 1955/56 folgte. ...<<  


